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das
Krankenhaus

Die Medica 2002 und der 25. Deutsche Krankenhaustag erwarten
vom 20. bis 23. November bzw. vom 21. bis 22. November wie-
der Fachbesucher als aller Welt. Der Krankenhaustag steht unter
dem Motto „Gesundheitspolitik – Anspruch und Wirklichkeit“.
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dem hat dieses Gremium bislang durchaus verwert-
bare Ergebnisse geliefert. 

Neue Institute und staatliche Eingriffe hier, Selbst-
verwaltung dort: Dieser Gegensatz ist zwar nicht
explizit Teil der Koalitionsvereinbarung, aber ein
Schnittstellen- und Zuständigkeitsproblem, auf das
man sich einstellen muss. 

Große Erwartungen verbindet die Regierung mit der
Bildung von „Gesundheitszentren“. Sollte damit die
geplante Überwindung der zementierten Trennung
zwischen dem ambulanten und dem stationären Be-
reich gemeint sein, dann werden die Krankenhäuser
hieran an vorderster Stelle mitwirken. Die Kliniken
sind der Ort, wo im regionalen Umfeld solche Ge-
sundheitszentren in einer sinnvollen und vielfältigen
Vernetzung mit anderen Leistungserbringern ent-
stehen können. Häufig ist dies bereits im Auf-
bau. Alle Versuche, Krankenhäuser aus integrierten
Versorgungsformen und Disease-Management-Pro-
grammen herauszuhalten, laufen dem zuwider und
sollten gestoppt werden. 

Der Koalitionsvertrag markiert einzelne Punkte auf
der gesundheitspolitischen Landkarte, ohne eine zu-
sammenhängende Skizze abzubilden. In den kom-
menden Wochen und Monaten werden diese Punkte
miteinander verbunden und zu einem Konzept aus-
formuliert. Wer wird die Richtung bestimmen? Sind
es die Sachverständigen? Was wird aus dem „Run-
den Tisch“? Ein Bezug zu ihm wird nicht hergestellt. 

Bundeskanzler Gerhard Schröder brachte kürzlich
die Idee ins Spiel, nach dem Hartz-Vorbild eine Kom-
mission für die Umsetzung einer Gesundheits- und
ggf. auch einer Sozialreform zu installieren. Dann
würde es wieder heißen: Wer sitzt zusammen, wie
werden die Kräfte gebündelt, wer hat die Leitung?
Treffen sich wieder alle, die es schon bisher trotz
aller Mühe nicht geschafft haben, sich zu einigen
und die es vielleicht auch gar nicht konnten? 

Wie heißt der „Hartz“ des Gesundheitswesens? Kann
es ihn überhaupt geben? Es lohnt sich, darüber nach-
zudenken.

DKG-Hauptgeschäftsführer Jörg Robbers   ■

„Hartz 2“ für das
Gesundheitswesen?

Der Koalitionsvertrag ist
unter Dach und Fach. Die
Passagen über das Ge-
sundheitswesen verraten
zumindest auf den ersten
Blick weder ein Gesamt-
konzept noch eine Vision.
Es werden einzelne Aussa-
gen getroffen, denen ein in-
nerer Zusammenhang fehlt.
Ein „großer Wurf“ ist auf
Anhieb nicht zu erkennen.
Trotzdem lehrt die Erfah-
rung, dass es falsch wäre,

die einzelnen Feststellungen zu unterschätzen. Erinnert
sei an die ersten Beschlüsse von Rot-Grün zur Gesund-
heitspolitik nach der Bundestagswahl 1998. Von einem
flächendeckenden DRG-System war da zum Beispiel
noch nicht die Rede, allenfalls von „Leistungsorientie-
rung in der Vergütung“. Darunter konnte man sich noch
manches vorstellen. Wie es gekommen ist, weiß man
heute. Nun ist schon wieder vom DRG-System keine
Rede, obwohl in dieser Legislaturperiode die Weichen
für die Zeit nach 2007 gestellt werden müssen. Vorsicht
ist also geboten. 

Zwei Kernpunkte fallen ins Auge: Der erste ist der
Grundsatz der Beitragssatzstabilität; er gilt bei den
Koalitionären nach wie vor als profunde Größe. Im an-
gekündigten Vorschaltgesetz sollen neue Sparmaßnah-
men auf den Weg gebracht werden. Damit wird bereits
die fundamentale Schwäche dieses gesundheitspoliti-
schen Ansatzes deutlich. Nach mehr als zehnjähriger
Budgetdeckelung haben die Kliniken etwas anderes er-
wartet. In Deutschland wird zurzeit angesichts unüber-
sehbarer Haushaltslöcher so manches kaputtgespart.
Leistungsorientierung bleibt Fehlanzeige. Die Kliniken
sind am Ende der Fahnenstange angelangt. 

Der zweite prägnante Punkt zielt auf noch mehr Büro-
kratie. Dies wird besonders deutlich in der Errichtung
eines neuen deutschen „Zentrums für Qualität in der
Medizin“. Dessen Aufgaben sollen unter anderem die
zügige Entwicklung von Leitlinien und die Fortschreibung
des Leistungskatalogs sein. Ideen wie diese wecken
böse Ahnungen. Bürokratisch normierte Medizin an-
stelle von Behandlungsleitlinien als Teil einer wohlver-
standenen Qualitätssicherungsphilosophie sind kaum
das, was sich Deutschlands Ärzte und Patienten wün-
schen. Wie die Schnittstelle zu dem erst seit kurzem
arbeitenden Koordinierungsausschuss aussehen soll,
ist offen. Teile seiner Aufgaben werden wohl zu dem
neuen Institut wandern und dort „schneller“ bewältigt.
Die komplizierte gesetzliche Ausgestaltung des Koordi-
nierungsausschusses erschwerte seinen Start. Trotz-
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